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Fairness des Versicherers  aus der Sicht des Anwaltes
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I. Fairness

A. Begriff

Duden - Das Fremdwörterbuch. 7. A. Mannheim 2001

• Ehrliches, anständiges Verhalten in einem sportlichen Wettkampf
(Sport)

• Gerechtes, anständiges Verhalten (im Geschäftsleben);

• Ehrliche Haltung anderen gegenüber

Anständigkeit, Ehrlichkeit und Gerechtigkeit sind primär ausserrechtliche
Normen, sind aber auch im Recht verankert

• Treu und Glauben (Art. 9 BV)

• Rechtliches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV)

• Rechtsmissbrauchsverbot (Art. 2 ZGB) – Beispiel: Bezahlen eines
Akontos an Integritätsentschädigung und gleichzeitig negative Fest-
stellungsverfügung

B. Formell-rechtliche Fairness

Fairness des Verhaltens (Verfahrensablauf)

Ausgleichsgerechtigkeit – Prinzip der gleich langen Spiesse – Wie Du
mir, so ich Dir etc.

Beispiel: Geheimaktenverbot (Art. 48 ATSG) – Wie verhält es sich mit
„Geheimverhandlungen“ zwischen der SUVA und dem Haftpflicht-
versicherer?
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C. Materiell-rechtliche Fairness

Fairness des Resultats (Leistungsrechts)

Verteilgerechtigkeit – angemessener Schadenausgleich

Beispiel: Ist es fair, dass krankheitsbedingt Invalide weniger Leistungen
erhalten als unfallbedingt Invalide? Oder: Ist es fair dass kranke
Personen keine Zusatzversicherungen abschliessen können?

II. Verhandlungsposition des Anwalts

A. Interessen

1. Klienteninteresse

Objektive Interessenwahrungspflicht (Art. 396 OR)

Weisungsrecht des Klienten (Art. 397 OR)

2. Standesinteresse

Richtlinien des SAV für die Berufs- und Standesregeln (2002)

• (frühere) Klienten (vgl. Art. 13 ff.)

• Kollegen (vgl. Art. 24 ff.)

• Behörden (vgl. Art. 8: „gebotener Anstand“)

3. Rechtsstaatsinteresse

• Rechtsanwalt als „Diener des Rechts“, vgl. z.B. BGE 106 Ia 100 E. 6b:
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Der Anwalt ist "Diener des Rechts" und "Mitarbeiter der Rechtspflege"
insoweit, als ihm die Aufgabe zukommt, die Rechtsuchenden bei der
Verfolgung ihrer subjektiven Rechtsschutzinteressen zu beraten und zu
unterstützen. Er nimmt damit eine Aufgabe wahr, ohne deren Erfüllung
der Bürger seine Rechtsansprüche häufig nicht durchsetzen könnte und
ohne deren Wahrnehmung die Verwirklichung der Rechtsordnung ganz
allgemein in Frage gestellt wäre. … Die Bezeichnungen "Diener des
Rechts" und "Mitarbeiter der Rechtspflege" bedeuten aber nicht, dass
der Anwalt wie der Richter auf die objektive Wahrheitsfindung und
Rechtsanwendung verpflichtet sei. Wohl trägt seine Tätigkeit zur Ver-
wirklichung des objektiven Rechts bei, indem namentlich davon ausge-
gangen wird, dass der Richter um so sicherer zum richtigen Urteil finde,
je besser die widerstreitenden subjektiven Rechtspositionen vertreten
werden. Der Anwalt ist aber nicht staatliches Organ und auch nicht
"Gehilfe des Richters", sondern Verfechter von Parteiinteressen und als
solcher einseitig für seinen jeweiligen Mandanten tätig.

• Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte
(Anwaltsgesetz, BGFA) vom 23. Juni 2000

Art. 12 Berufsregeln

Für Anwältinnen und Anwälte gelten folgende Berufsregeln:

a. Sie üben ihren Beruf sorgfältig und gewissenhaft aus.

b. Sie üben ihren Beruf unabhängig, in eigenem Namen und auf eigene
Verantwortung aus.

c. Sie meiden jeden Konflikt zwischen den Interessen ihrer Klientschaft
und den Personen, mit denen sie geschäftlich oder privat in Beziehung
stehen.

d. Sie können Werbung machen, solange diese objektiv bleibt und so-
lange sie dem Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit entspricht.

e. Sie dürfen vor Beendigung eines Rechtsstreits mit der Klientin oder
dem Klienten keine Vereinbarung über die Beteiligung am Prozess-
gewinn als Ersatz für das Honorar abschliessen; sie dürfen sich auch
nicht dazu verpflichten, im Falle eines ungünstigen Abschlusses des
Verfahrens auf das Honorar zu verzichten.
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f. Sie haben eine Berufshaftpflichtversicherung nach Massgabe der Art
und des Umfangs der Risiken, die mit ihrer Tätigkeit verbunden sind, ab-
zuschliessen.

g. Sie sind verpflichtet, in dem Kanton, in dessen Register sie ein-
getragen sind, amtliche Pflichtverteidigungen und im Rahmen der unent-
geltlichen Rechtspflege Rechtsvertretungen zu übernehmen.

h. Sie bewahren die ihnen anvertrauten Vermögenswerte getrennt von
ihrem eigenen Vermögen auf.

i. Sie klären ihre Klientschaft bei Übernahme des Mandates über die
Grundsätze ihrer Rechnungsstellung auf und informieren sie periodisch
oder auf Verlangen über die Höhe des geschuldeten Honorars.

j. Sie teilen der Aufsichtsbehörde jede Änderung der sie betreffenden
Daten im Register mit.

Art. 13 Berufsgeheimnis

1 Anwältinnen und Anwälte unterstehen zeitlich unbegrenzt und gegen-
über jedermann dem Berufsgeheimnis über alles, was ihnen infolge ihres
Berufes von ihrer Klientschaft anvertraut worden ist. Die Entbindung
verpflichtet sie nicht zur Preisgabe von Anvertrautem.

2 Sie sorgen für die Wahrung des Berufsgeheimnisses durch ihre
Hilfspersonen.

• Siehe ferner Art. 13 ff. Anwaltsgesetz des Kantons Glarus vom 5. Mai
2002)

4. Eigeninteresse

• pekuniäres Interesse (extrinsische Motivation)

• subjektives Interesse (intrinsische Motivation)
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B. Macht

Relative Machtlosigkeit in Bezug auf Interessendurchsetzung

• Prozess als Mittel der Interessendurchsetzung – Gratisverfahren

• keine Honorargarantie – unentgeltliche Rechtsverbeiständung

Konsequenzen für den Verhandlungsstil

• kompetitiver Verhandlungsstil („Dir zeig ich es!“ – Angriff)

• komparativer Verhandlungsstil („Ich will das aber!“ – Anteil)

• konsensualer Verhandlungsstil („Sollten wir nicht?“ – Angebot)

III. Verhandlungsposition des Versicherers

A. Interesse

1. Versicherteninteresse

(Sozial-)Versicherer ist für den Versicherten da.

2. Effizienzinteresse

Mittelverwendung

• relativ in Bezug auf den einzelnen Versicherten

• absolut in Bezug auf Leistungskategorie

Gewinnmaximierung (private Versicherer)
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3. Eigeninteresse

Der Unternehmensführung

Des Sachbearbeiters

B. Macht

Relative Macht in Bezug auf Interessendurchsetzung und damit latenter
Machtmissbrauch

• Wer zahlt, befiehlt!

• Passivität bei der Sachverhaltsabklärung bzw. beim Verfügungserlass
– Rechtsverweigerung

• Aktivität bei der Sachverhaltsabklärung bzw. beim Verfügungserlass –
Rechtsverweigerung

Konsequenzen für den Verhandlungsstil

IV. Voraussetzungen für ein faires Verhandeln

A. Interessen- und Machtausgleich als Problem

Verhandlungspositionen Anwalt und Versicherer sind nicht deckungs-
gleich, überschneiden sich aber

• Klienten- und Versicherteninteresse

• Verhandlungsstil ist relativ abhängig von der Verhandlungsposition
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B. Voraussetzungen nach dem Harvard-Konzept

1. Beteiligte Menschen von den Problemen trennen

• Im Bereich der Vorstellungen: Nicht unbedingt die Fakten, sondern die
Differenzen in den Vorstellungen führen zum Streit.

Beispiel: der faule Jugo, der wehleidige Italiener – der skrupellose Ver-
sicherungsanwalt bzw. Hausarzt

• Im Bereich der Emotionen: Missachtung der Emotionen führt dazu,
dass jede kleine Streitfrage zum Überlebensproblem wird.

Beispiel: das Verhältnis zwischen dem Sprechenden und einem
bestimmten Sachbearbeiter der SUVA Linth

• Im Bereich der Kommunikation: Fehler in der Kommunikation verärgern
Gesprächspartner – Mitteilung negativer Rückwirkungen statt persön-
licher Angriff

Beispiel und Problem: Zulässigkeit von hoheitlichen Verfügungen bzw.
Einsprachen ohne vorgängige Anhörung

2. Konzentration auf Interessen statt Positionen

Position ist das, wozu sich eine Partei bewusst entschieden hat (z.B.
Forderung bestimmte Invalidenrente). Die Interessen sind die Gründe,
die sie zu dieser Entscheidung veranlasst haben (z.B. Existenzangst,
Unverstanden fühlen etc.).

Beispiel: negative Feststellungsverfügung (Interesse = man möchte
gesamthaft nicht zu viel bzw. nur einen Teil bezahlen; Position =
fehlender Kausalzusammenhang); ähnlich „gestaffelte“ Verfügungen
(man lehnt hintereinander statt auf einmal Leistungen ab).

3. Optionen entwickeln mit Vorteilen für beide

Vier Haupthindernisse in der Entwicklung neuer Möglichkeiten sind:
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• Vorschnelles Urteil (SUVA verfügt bevor Sachverhalt hinreichend
geklärt ist)

• Suche nach „der“ richtigen Lösung (Problem des genehmen Gutach-
ters bzw. Vertrauensarztes)

• Ansicht des begrenzten „Kuchens“

• Geht mich nichts an (Fall Abschieben auf andere Versicherer bzw.
Rechtsabteilung)

Lösung: Brainstorming, Verhandeln, runder Tisch etc.
 

4 .  Neutrale Beurteilungskriterien zur Ergebnisbewertung
entwickeln

V .  Grenzen und Chancen für einen fairen Interessen-
ausgleich im Sozialversicherungsrecht

A. Grenzen

• Legalitätsprinzip: Ohne Gesetz keine Leistung

• Uneinheitlichkeit der Leistungssysteme

• standardisiertes Verwaltungsverfahren

• relative Knappheit der Mittel (Demografieproblem)

B. Chancen

ATSG verbietet nicht, miteinander zu reden; im Gegenteil man muss mit-
einander reden (Sachverhaltsfetstellung und Akten).

• Art. 42 ATSG
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Die Parteien haben Anspruch auf rechtliches Gehör. Sie müssen nicht
angehört werden vor Verfügungen, die durch Einsprache anfechtbar
sind.

• Art. 45 Abs. 1 ATSG
Der Versicherungsträger übernimmt die Kosten der Abklärung, soweit er
die Massnahmen angeordnet hat. Hat er keine Massnahmen angeord-
net, so übernimmt er deren Kosten dennoch, wenn die Massnahmen für
die Beurteilung des Anspruchs unerlässlich waren oder Bestandteil
nachträglich zugesprochener Leistungen bilden.

ATSG verbietet nicht, Streitigkeiten gütlich beizulegen.

• Art. 50 ATSG
1  Streitigkeiten über sozialversicherungsrechtliche Leistungen können
durch Vergleich erledigt werden.

2 Der Versicherungsträger hat den Vergleich in Form einer anfechtbaren
Verfügung zu eröffnen.

3  Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäss im Einsprache- und in den
Beschwerdeverfahren.

Forderung nach vermehrten an einem Interessenausgleich orientierten
Umgangsformen im innersystemischen Verhältnis (mit Versichertem;
Anwalt) und im intersystemischen Verhältnis (mit anderen Versicherern
unter Einschluss des Versicherten; Anwalts)

VI. Alternative Streitbeilegung

A. Casemanagement

Einparteienverhältnis (nur Versicherer)

„Case Management heisst Teamarbeit. In den Case Teams arbeiten
neben Case Manager auch Kreisarzt, weitere Versicherungsspezialisten
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der Suva, Rehabilitationsfachleute und Stellenvermittler mit. Bei der
Suva sind derzeit 65 ausgebildete Case Manager im Einsatz.“ (Zitat
Internet suva.ch)

Problem: Wo sind die Versicherungsanwälte bzw. Versichertenvertreter?
Wenn nur 8% der Fälle problematisch sind, warum keinen Miteinbezug?

B. Ombudsmann

Zweiparteienverhältnis (Versicherter und Dritter)

Versicherungsombudsman

• Ombudsman der Privatversicherung und der Suva (letztere seit dem
1.1.2002; http://www.versicherungsombudsman.ch/)

Problem: keine Intervention bei anwaltlicher Vertretung



12

• Ombudsman der sozialen Krankenversicherung (http://www.ombuds-
man-kv.ch/)

C. Mediation

Dreiparteienverhältnis (Versicherter, Versicherer und Dritter)

Anwaltsmediation

• Richtlinien SAV für Anwaltsmediatoren (1997)

• Reglement Mediator SAV (2000)

Ombudsmanmediation (auch bei der SUVA?)
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